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Einleitung 

In der juristischen Ausbildung und auch im juristischen Schrifttum fristet 
§ 832 BGB eher ein Schattendasein. Trotz dieser stiefmütterlichen Behandlung 
kommt der Norm im alltäglichen Leben der Familie eine herausgehobene Be-
deutung zu. Nach § 832 Abs. 1 S. 1 BGB haften die Eltern grundsätzlich für 
Schäden, die ihr Kind, das wegen der Minderjährigkeit der Beaufsichtigung 
bedarf,  Dritten widerrechtlich zufügt. Sie können sich gemäß § 832 Abs. 1 S. 2 
BGB entlasten, indem sie nachweisen, dass sie ihrer Aufsichtspflicht  genügt 
haben oder dass der Schaden auch bei gehöriger Aufsichtsführung  entstanden 
wäre. Entgegen den allgemeinen Beweisregeln findet also durch § 832 Abs. 1 
S. 1 BGB eine Beweislastumkehr zu Lasten der Eltern statt, da ihre Aufsichts-
pflichtverletzung widerlegbar vermutet wird. Die Eltern tragen somit nach dem 
gesetzgeberischen Willen das Schadensrisiko, welches von ihrem Kind für 
Dritte ausgeht. 

Nachdem es in den sechziger und siebziger Jahren bezüglich des § 832 BGB 
eine kritische Diskussion im Schrifttum zur Vorschrift  und den Urteilen der 
Rechtsprechung in Form von Dissertationen und Aufsätzen gab, war es in den 
achtziger Jahren ruhiger um die Vorschrift  geworden. Ab den neunziger Jahren 
war die Norm wieder verstärkt Gegenstand von Publikationen. Nahezu unbe-
achtet blieb dabei, dass durch die Entwicklungen im Verfassungsrecht  und im 
BGB und aufgrund der geänderten gesellschaftlichen Verhältnisse einerseits 
und der kontinuierlichen Rechtsprechung zum unveränderten § 832 BGB ande-
rerseits eine Schieflage entstanden ist. Dem wil l diese Arbeit Rechnung tragen. 

Ziel der Arbeit ist zu untersuchen, ob das heutige Verständnis der Recht-
sprechung von § 832 BGB dem GG, dem Familienrecht und den gesellschaftli-
chen Verhältnissen für die Familie ausreichend Rechnung trägt. Die Norm 
§ 832 BGB ist seit ihrem In-Kraft-Treten  am 01.01.1900 unverändert geblie-
ben; die Rechtsprechung zu § 832 BGB ist insgesamt - von Ausreißern abge-
sehen - konstant. Es lassen sich bei den von den Gerichten an die Eltern ge-
stellten Anforderungen  in den zurückliegenden 104 Jahren keine wesentlichen 
Veränderungen feststellen; zum Teil wird die Rechtsprechung noch immer vom 
Familienleitbild der Gesetzesverfasser  getragen, einem Familienbild, welches 
es heute nicht mehr gibt. Dagegen wurde die verfassungsrechtliche  Stellung 
von Familie, Elternrecht und Ehe, auf die § 832 BGB Bezug nimmt, seit 1900 
stetig aufgewertet;  seit 1949 ist die Wertentscheidung des Art. 6 Abs. 1 GG bei 
der Anwendung von § 832 BGB zu beachten, was - bis auf wenige Ausnahmen 
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im Schrifttum - unerörtert blieb. Im Familienrecht waren das Eheleitbild und 
die Stellung des Kindes seit dem In-Kraft-Treten  von § 832 BGB erheblichen 
rechtlichen Veränderungen unterworfen;  die gesellschaftlichen Rahmenbedin-
gungen für Familien in Deutschland haben sich seitdem grundlegend - zu de-
ren Nachteil - verändert, obwohl den Familien bei der weiteren gesellschaftli-
chen Entwicklung in Deutschland eine herausragende Bedeutung zukommt. 

Bedenken gegen die heutige Rechtsprechung zu § 832 BGB ergeben sich 
deshalb nicht aus der Rechtsprechung als solcher wegen etwaiger Haftungsver-
schärfungen. Vielmehr resultieren sie aus den Entwicklungen im Kontext von 
§ 832 BGB, welche bei der Anwendung der Norm nicht genügend beachtet 
werden. Die Familie wird durch § 832 BGB heute teilweise mit einem Haf-
tungsrisiko belastet, das auf (potentielle) Eltern abschreckend wirkt. Dabei darf 
die Auslegung von § 832 BGB gerade nicht bei dem ihr am Ende des 19. Jahr-
hunderts beigelegten Sinn stehen bleiben. Bei der Auslegung und Anwendung 
einer Norm ist immer zu berücksichtigen, welche vernünftige Funktion sie im 
Zeitpunkt der Anwendung haben kann. Die einzelne Gesetzesnorm - und so 
auch § 832 BGB - steht ständig im Kontext der sozialen Verhältnisse und der 
gesellschaftspolitischen Anschauungen, auf die sie wirken soll; ihr Inhalt kann 
und muss sich unter Umständen mit ihnen wandeln. Das gilt besonders, wenn 
sich zwischen Entstehung und Anwendung einer Norm die Lebensverhältnisse 
und Rechtsanschauungen in Bezug auf den betroffenen  Personenkreis so tief-
greifend geändert haben wie im vergangenen Jahrhundert für die Familie. 

Im ersten und zweiten Teil der Arbeit wird die bestehende Schiefläge auf-
grund der kontinuierlichen Rechtsprechung zu § 832 BGB auf der einen und 
den Veränderungen im Kontext von § 832 BGB auf der anderen Seite heraus-
gearbeitet. Dazu werden im ersten Teil zunächst die Grundlagen der Haftung 
aus § 832 BGB dargelegt. Zunächst war geplant, nur ausgewählte, markante 
Urteile herauszugreifen  und darzustellen. Die Auswertung der Rechtsprechung 
ergab jedoch, dass hervorstechende Urteile, welche die Eltern übermäßig be-
oder entlasten, deutlich in der Minderzahl sind. Eine nur anhand markanter Ur-
teile erfolgte Darstellung wäre der kontinuierlichen Judikatur zu § 832 BGB 
nicht gerecht geworden; es wäre ein verzerrtes Bild der Rechtsprechung ent-
standen. Aus diesem Grund und um die Kontinuität der Rechtsprechung auf-
zeigen, erfolgt  eine umfassende Darstellung der ergangenen Urteile zu § 832 
BGB, woraus sich ein reales Bild der Elternhaftung nach dieser Vorschrift  er-
gibt. Dabei wurde das entsprechende Schrifttum ausgewertet und berücksich-
tigt. Die Arbeit beschränkt sich auf eine Untersuchung der Elternhaftung für 
Aufsichtspflichtverletzungen  aus dem Spezialtatbestand des § 832 BGB. Ande-
re allgemeinere Anspruchsgrundlagen gegen die Eltern werden ebenso wenig 
erläutert wie die Eigenhaftung des Minderjährigen für die von ihm begangene 
widerrechtliche Handlung. 
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Die Tatbestandsvoraussetzungen des § 832 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 BGB werden 
in § 1 behandelt. In den nächsten beiden Kapiteln werden die Anforderungen 
der Rechtsprechung für eine Entlastung der Eltern nach § 832 Abs. 1 S. 2 F 1 
BGB beschrieben. Die Prüfung dieser Exkulpationsmöglichkeit steht im Mit-
telpunkt nahezu aller Urteile zu § 832 BGB. Im Bereich der Aufsichtsführung 
besteht für Eltern eine weitgehende Unsicherheit, weil § 832 BGB die haf-
tungsrechtlichen Folgen einer Aufsichtspflichtverletzung  regelt, Inhalt und 
Umfang der Aufsichtspflicht  im BGB aber überhaupt nicht umrissen werden. 
Das liegt in der Natur der Sache. Die unendliche Zahl möglicher Aufsichtssitu-
ationen macht es unmöglich, starre Kriterien und Richtlinien für die im Scha-
densfall gebotene Aufsicht gesetzlich zu normieren. So bestimmt die Recht-
sprechung in ihren Urteilen zu § 832 BGB das Maß der gebotenen Aufsicht je-
weils durch eine Würdigung des konkreten Einzelfalls. Dabei weisen die Ge-
richte wiederholt daraufhin, dass es nicht ihre Aufgabe sei, verbindliche Richt-
linien für die Beaufsichtigung Minderjähriger aufzustellen. Vielmehr entschei-
den sie lediglich, ob die von den beklagten Eltern konkret getroffenen  Auf-
sichtsmaßnahmen im gegenständlichen Schadensfall ausreichend waren. Die 
abstrakten Ausführungen der Gerichte und die jeweilige Entscheidung des Ein-
zelfalls liefern jedoch Anhaltspunkte für die Anforderungen  der Rechtspre-
chung an die Eltern. Nach einer Vielzahl von Urteilen hat sich ein, wenn auch 
weitgefasster,  Rahmen für die Beurteilung der Aufsichtspflicht  herausgebildet. 
Deshalb wird in § 2 die Entwicklung der abstrakten Ausführungen der Gerichte 
zum Maß der gebotenen Aufsicht dargestellt. Anschließend werden in § 3 die 
Anforderungen  der Rechtsprechung an die Aufsichtspflicht  der Eltern in den 
konkreten Schadenssituationen beschrieben. 

In § 4 werden zwei weitere Entlastungsmöglichkeiten für die Eltern erörtert, 
denen in der praktischen Rechtsanwendung aber nur eine untergeordnete Be-
deutung zukommt. Die Darstellung der Elternhaftung aus § 832 Abs. 1 BGB 
schließt in § 5 mit einer Einschätzung der dargestellten Rechtsprechung. 

Im zweiten Teil wird sodann die für § 832 BGB relevante Entwicklung des 
Verfassungsrechts,  des Familienrechts und der Familie in der Gesellschaft dar-
gestellt. Diese Veränderungen im rechtlichen und gesellschaftlichen Kontext 
legen allesamt eine Änderung der unveränderten Elternhaftung nach § 832 
BGB nahe. Zunächst wird in § 1 die verfassungsrechtliche  Entwicklung der In-
stitute Ehe und Familie beschrieben. Beide wurden im vergangenen Jahrhun-
dert stetig aufgewertet.  Dem heutigen Stellenwert von Ehe und Familie in 
Art. 6 GG trägt eine umfangreiche und ausdifferenzierte  Rechtsprechung des 
BVerfG Rechnung. Es fehlt aber an einer Umsetzung des verfassungsrechtli-
chen Stellenwertes bei § 832 BGB. Es ist nicht erkennbar, dass Art. 6 Abs. 1 
GG bisher die Rechtsprechung zu § 832 BGB beeinflusst hat. Art. 6 Abs. 2 GG 
fließt zwar mittelbar über die ihn konkretisierenden Familienrechtsnormen in 


